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vom 23. Oktober 2003 1 

1. Im vorliegenden Fall ersucht der Bundes­
finanzhof um Auslegung der Sechsten 
Mehrwertsteuerrichtlinie (im Folgenden: 
Richtlinie oder Sechste Richtlinie) 2 . Als 
erstes fragt er, ob der Empfänger einer 
Dienstleistung, der gleichzeitig Schuldner 
der entsprechenden Umsatzsteuer ist, das 
Recht auf Vorsteuerabzug nur dann aus­
üben kann, wenn er eine nach der Richtlinie 
ausgestellte Rechnung besitzt. Falls dies 
zutrifft, möchte er ferner wissen, welche 
Angaben die Rechnung enthalten muss und 
insbesondere, ob der Steuerbetrag sowie 
Name und Anschrift des Leistungserbrin­
gers angegeben sein müssen und ob eine 
unzutreffende Bezeichnung der steuerpflich­
tigen Dienstleistung einen Mangel darstellt. 
Schließlich fragt er, welche Rechtsfolgen 
sich ergeben, wenn sich nicht feststellen 
lässt, ob der Rechnungsaussteller die Lei­
stung erbracht hat. 

Hintergrund und Rechtsvorschriften 

Das Mehrwertsteuersystem der Gemein­
schaft 

2. Der Wesenskern des Mehrwertsteuer­
systems ist in Artikel 2 der Ersten Mehr­
wertsteuerrichtlinie dargestellt 3: 

„Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
beruht auf dem Grundsatz, dass auf Gegen­
stände und Dienstleistungen, ungeachtet 
der Zahl der Umsätze, die auf den vor der 
Besteuerungsstufe liegenden Produktions­
und Vertriebsstufen bewirkt wurden, eine 
allgemeine zum Preis der Gegenstände und 
Dienstleistungen genau proportionale Ver­
brauchssteuer anzuwenden ist. 

1 — Originalsprache: Englisch. 
2 — Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 

1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes-
sungsgrundlage (ABl.L 145, S. 1). 

3 — Erste Richtlinie 67/227/EWG des Rates vom 11. April 1967 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Umsatzsteuer (ABl. 1967, S. 14). 
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Bei allen Umsätzen wird die Mehrwert­
steuer, die nach dem auf den Gegenstand 
oder die Dienstleistung anwendbaren Steu­
ersatz auf den Preis des Gegenstands oder 
der Dienstleistung errechnet wird, abzüg­
lich des Mehrwertsteuerbetrags geschuldet, 
der die verschiedenen Kostenelemente un­
mittelbar belastet hat." 

3. Dieses System geht damit von einer Kette 
von Umsätzen aus, in der der zahlbare 
Nettobetrag für jedes Kettenglied in ge­
nauem Verhältnis zu dem Mehrwert dieser 
Phase steht. Wenn die Kette in der letzten 
Phase des privaten Verbrauchs endet, ent­
spricht der erhobene Gesamtbetrag dem 
fraglichen Anteil vom Endpreis. 

4. Die Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie re­
gelt das System im Einzelnen, bestimmte 
Angelegenheiten werden jedoch den Mit­
gliedstaaten überlassen. Nach Artikel 2 
unterliegen Lieferungen von Gegenständen 
und Dienstleistungen, die ein Steuerpflich­
tiger als solcher im Inland gegen Entgelt 
ausführt, der Mehrwertsteuer; bestimmte 
Umsätze, um die es hier nicht geht, sind 
jedoch nach anderen Bestimmungen befreit. 
Der Steuerpflichtige ist in Artikel 4 Absatz 1 
definiert als jemand, der eine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausübt, gleichgültig zu welchem 
Zweck und mit welchem Ergebnis. Nach 
den Artikeln 5 bis 7 sind steuerbare Um­
sätze die Lieferung von Gegenständen, die 
Erbringung von Dienstleistungen und die 
Einfuhr von Gegenständen. 

5. Die wesentlichen Einzelheiten des Rechts 
auf Vorsteuerabzug sind in Artikel 17 der 
Sechsten Richtlinie geregelt. Ein Steuer­
pflichtiger kann von der von ihm geschul­
deten Steuer jede Vorsteuer auf von einem 
anderen Steuerpflichtigen an ihn erbrachte 
Leistungen abziehen, soweit diese Leistun­
gen für die Zwecke seiner eigenen besteuer­
ten Umsätze verwendet werden. Dieses 
Recht entsteht, sobald der Anspruch auf 
die abziehbare Steuer entsteht. Nach Arti­
kel 21 ist Steuerschuldner im Allgemeinen 
der Leistungserbringer; unter bestimmten 
Umständen, so auch im vorliegenden Fall, 
kann Steuerschuldner jedoch auch der 
Empfänger der Leistung sein 4. 

6. In einem derartigen System ist es natür­
lich notwendig, dass die Steuerschuld, die 
Steuerzahlung und die Berechtigung zum 
Vorsteuerabzug durch Belege nachgewiesen 
werden. Diese Themen werden insbesonde­
re in den Artikeln 18 und 22 behandelt. 

7. Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt ist 
der Umstand, dass die Mehrwertsteuer, 
obwohl sie weitgehend durch Gemein­
schaftsregelungen harmonisiert ist und ei­
nen wichtigen Bestandteil der Finanzmittel 
der Gemeinschaft darstellt, aus einzelstaat­
licher Sicht eine nationale Steuer bleibt und 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten unter-

4 — Der letztgenannte Fall wird manchmal als „Umkehrung der 
Steuerschuldnerschaft" oder „Steuerüberwälzung" bezeich­
net. 
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schiedlichen Steuersätzen unterliegt. Für 
grenzüberschreitende Umsätze innerhalb 
der Gemeinschaft muss es daher Regeln 
zur Bestimmung des Ortes der Leistungs­
erbringung geben. Für die meisten Dienst­
leistungen, insbesondere solche wie diejeni­
gen im vorliegenden Fall, stehen diese 
Regeln in Artikel 9 der Richtlinie; ihre 
Bedeutung hier beschränkt sich, wie wir 
sehen werden, jedoch im Wesentlichen 
darauf, dass sie indirekt bestimmen können, 
wer Steuerschuldner ist. 

Die einschlägigen Gemeinschaftsbestim­
mungen im Einzelnen 

8. Die Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechts, um die es hauptsächlich geht, sind 
die Artikel 9, 17, 18, 21 und 22 der 
Sechsten Richtlinie. Die auf den Sachverhalt 
des Ausgangsverfahrens anwendbare Fas­
sung ist die, die 1995 in Kraft war. Daher 
ist der insbesondere durch die Richtlinien 
des Rates 91/680/EWG 5 und 92/111/ 
EWG 6 geänderte Wortlaut zugrunde zu 
legen. Für die Artikel 17 Absatz 2, 18 
Absatz 1, 21 Absatz 1 und 22 Absatz 3 
erscheint der betreffende Text verwirren-

derweise in den Artikeln 28f, 28g und 28h, 
die Teil des Abschnitts XVIa „Übergangs­
regelung für die Besteuerung des Handels 
zwischen den Mitgliedstaaten" sind. 

Ort einer Dienstleistung 

9. In Abschnitt VI der Richtlinie über den 
Ort des steuerbaren Umsatzes betrifft Arti­
kel 9 die Dienstleistungen. Nach Artikel 9 
Absatz 1 gilt eine Dienstleistung normaler­
weise je nachdem als an dem Ort des Sitzes 
der wirtschaftlichen Tätigkeit, der festen 
Niederlassung, der Wohnung oder des 
Aufenthalts des Dienstleistenden erbracht. 
Nach Artikel 9 Absatz 2 gilt jedoch: 

„a) als Ort einer Dienstleistung im Zusam­
menhang mit einem Grundstück ... der 
Ort, an dem das Grundstück gelegen 
ist; 

e) als Ort der folgenden Dienstleistungen, 
die an außerhalb der Gemeinschaft 
ansässige Empfänger oder an innerhalb 
der Gemeinschaft, jedoch außerhalb 

5 — Richtlinie des Rates vom 16. Dezember 1991 zur Erganzung 
des gemeinsamen Mehrwertsteuersysteins und zur Änderung 
der Richtlinie 77/388/EWG im Hinblick auf die Beseitigung 
der Steuergrenzen (ABl. L 376, S. 1). 

6 — Richtlinie des Rates vom 14. Dezember 1992 zur Änderung 
der Richtlinie 77/388/EWG und zur Einführung von Verein­
fachungsmaßnahmen im Bereich der Mehrwertsteuer (ABl. 
L 384, S. 47). 
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des Landes des Dienstleistenden ansäs­
sige Steuerpflichtige erbracht werden, 
der Ort, an dem der Empfänger den 
Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit 
oder eine feste Niederlassung hat, für 
welche die Dienstleistung erbracht 
worden ist, oder in Ermangelung eines 
solchen Sitzes oder einer solchen Nie­
derlassung sein Wohnort oder sein 
üblicher Aufenthaltsort: 

— Gestellung von Personal, ... 

..." 

Steuerschuldner gegenüber dem Fiskus 

10. Artikel 21 bestimmt: 

„Die Mehrwertsteuer schuldet 

1. im inneren Anwendungsbereich 

a) der Steuerpflichtige, der eine steu­
erpflichtige Lieferung von Gegen­
ständen durchführt bzw. eine 
steuerpflichtige Dienstleistung er­
bringt, mit Ausnahme der Dienst­
leistungen nach Buchstabe b. Wird 
die steuerpflichtige Lieferung von 

Gegenständen bzw. die steuer­
pflichtige Dienstleistung von einem 
nicht im Inland ansässigen Steuer­
pflichtigen bewirkt bzw. erbracht, 
so können die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Regelungen treffen, 
nach denen die Steuer von einer 
anderen Person geschuldet wird. 
Als solche kann unter anderem 
ein Steuervertreter oder der Emp­
fänger der steuerpflichtigen Liefe­
rung von Gegenständen bzw. der 
steuerpflichtigen Dienstleistung be­
stimmt werden. 

b) der Empfänger einer in Artikel 9 
Absatz 2 Buchstabe e genannten 
Dienstleistung ...; die Mitgliedstaa­
ten können jedoch vorsehen, dass 
der Dienstleistungserbringer die 
Steuer gesamtschuldnerisch zu ent­
richten hat; 

c) jede Person, die die Mehrwertsteu­
er in einer Rechnung oder einem 
ähnlichen Dokument ausweist; 

..." 

Rechnungen 

11. Artikel 22 Absatz 3 bestimmt zu den 
Pflichten der Steuerschuldner u. a.: 

,,a) Jeder Steuerpflichtige hat für die Liefe­
rungen von Gegenständen und die 
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Dienstleistungen, die er an einen an­
deren Steuerpflichtigen oder an eine 
nichtsteuerpflichtige juristische Person 
bewirkt, eine Rechnung oder ein an 
deren Stelle tretendes Dokument aus­
zustellen. ... Der Steuerpflichtige muss 
eine Ausfertigung von allen ausgestell­
ten Dokumenten aufbewahren. 

b) Die Rechnung muss getrennt den Preis 
ohne Steuer und den auf die einzelnen 
Steuersätze entfallenden Steuerbetrag 
sowie gegebenenfalls die Steuerbefrei­
ung ausweisen. 

... [7] 

c) Die Mitgliedstaaten legen die Kriterien 
fest, nach denen ein Dokument als 
Rechnung betrachtet werden kann." 

12. Ich möchte darauf hinweisen, dass 
Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b seit der 
im vorliegenden Fall maßgebenden Zeit 
durch die Richtlinie 2001/115/EG 8 dahin 
gehend geändert wurde, dass eine erweiterte 
und abschließende Liste von auf einer 
Rechnung aufzuführenden Angaben einge­
fügt wurde, und Artikel 22 Absatz 3 Buch­
stabe c durch diese Richtlinie aufgehoben 
wurde. Die neue Bestimmung sieht vor: 

„Unbeschadet der in dieser Richtlinie fest­
gelegten Sonderbestimmungen müssen ge­
mäß Buchstabe a Unterabsätze 1, 2 und 3 
ausgestellte Rechnungen für Mehrwertsteu­
erzwecke nur die folgenden Angaben ent­
halten". 

13. Die Liste enthält u. a. die folgenden 
Angaben: 

„die Umsatzsteuer-Identifikationsnum­
mer ..., unter der der Steuerpflichtige die 
Lieferung von Gegenständen oder Dienst­
leistungen bewirkt hat", 

7 — Für bestimmte Arten von Leistungen, um die es im 
vorliegenden Fall nicht geht, verlangt Artikel 22 Absatz 3 
Buchstabe b weitere Einzelheiten, wie insbesondere die 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummern der beiden am Um­
satz beteiligten Parteien. 

8 — Richtlinie des Rates vom 20. Dezember 2001 zur Änderung 
der Richtlinie 77/388/EWG mit dem Ziel der Vereinfachung, 
Modernisierung und Harmonisierung der mehrwertsteuer-
lichen Anforderungen an die Rechnungstellung (AB!. 2002, 
L 15, S. 24). Die Mitglicdstaaten mussen Maßnahmen zur 
Umsetzung der Richtlinie 2001/115 mit Wirkung ab dem 
1. Januar 2004 erlassen. 
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„den vollständigen Namen und die voll­
ständige Anschrift des Steuerpflichtigen und 
seines Kunden", 

„den Umfang und die Art der erbrachten 
Dienstleistungen", 

„den zu zahlenden Steuerbetrag, außer bei 
Anwendung einer speziellen Regelung, bei 
der nach dieser Richtlinie eine solche 
Angabe ausgeschlossen wird" und 

„bei Steuerbefreiung oder wenn der Kunde 
Steuerschuldner ist: den Verweis auf die 
einschlägige Bestimmung dieser Richtlinie 
oder die entsprechende einzelstaatliche Be­
stimmung oder einen Hinweis darauf, dass 
für die Leistung eine Steuerbefreiung gilt 
bzw. diese der Verlagerung der Steuer­
schuld unterliegt". 

14. Artikel 22 Absatz 8 der Sechsten Richt­
linie bestimmt: 

„Die Mitgliedstaaten können unter Beach­
tung der Gleichbehandlung der von Steuer­
pflichtigen im Inland und zwischen 
Mitgliedstaaten bewirkten Umsätze weitere 
Pflichten vorsehen, die sie als erforderlich 
erachten, um eine genaue Erhebung der 
Steuer sicherzustellen und Steuerhinterzie­

hungen zu vermeiden, sofern diese Pflichten 
im Handelsverkehr zwischen den Mitglied­
staaten nicht zu Förmlichkeiten beim 
Grenzübertritt führen." 

15. Seit der maßgebenden Zeit wurde 
durch die Richtlinie 2001/115 ein weiterer 
Unterabsatz in Artikel 22 Absatz 8 ange­
fügt. Dieser lautet: „Die in Unterabsatz 1 
vorgesehene Möglichkeit darf nicht dazu 
genutzt werden, zusätzlich zu den in Ab­
satz 3 genannten Pflichten noch weitere 
Pflichten aufzuerlegen." 

Recht auf Vorsteuerabzug 

16. Artikel 17 „Entstehung und Umfang 
des Rechts auf Vorsteuerabzug" sieht vor: 

„(1) Das Recht auf Vorsteuerabzug ent­
steht, wenn der Anspruch auf die 
abziehbare Steuer entsteht. 

(2) Soweit die Gegenstände und Dienst­
leistungen für Zwecke seiner besteuer-
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ten Umsätze verwendet werden, ist der 
Steuerpflichtige befugt, von der von 
ihm geschuldeten Steuer folgende Be­
träge abzuziehen: 

a) die im Inland geschuldete oder entrich­
tete Mehrwertsteuer für Gegenstände 
und Dienstleistungen, die ihm von 
einem anderen Steuerpflichtigen gelie­
fert wurden oder geliefert werden bzw. 
erbracht wurden oder erbracht wer-
den [9], 

...'' 

17. Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie, der 
die Regeln für die Ausübung des Rechts auf 
Vorsteuerabzug enthält, bestimmt: 

„Um das Recht auf Vorsteuerabzug aus­
üben zu können, muss der Steuerpflichtige 

a) über die nach Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe a abziehbare Steuer eine 
nach Artikel 22 Absatz 3 ausgestellte 
Rechnung besitzen; 

d) bei der Entrichtung der Steuer als 
Abnehmer oder Dienstleistungsemp­
fänger im Falle der Anwendung des 
Artikels 21 Ziffer 1 die von jedem 
Mitgliedstaat vorgeschriebenen Förm­
lichkeiten erfüllen; 

Die einschlägigen nationalen Vorschriften 

18. Deutschland hat von der Möglichkeit, 
die ihm Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a der 
Sechsten Richtlinie eröffnet, Gebrauch ge­
macht. Nach § 18 Umsatzsteuergesetz 

9 — In der zur maßgebenden Zeit anwendbaren Fassung 
schienen sich die durch die Richtlinie 91/680 eingefügten 
Worte ,im Inland' oder deren Entsprechung in vielen 
Sprachfassungen, einschließlich der englischen, französi­
schen, italienischen und spanischen Fassung, auf die 
Haftung des Dienstleistenden zu beziehen. In der deutschen 
Fassung bezogen sie sich jedoch auf den Ort, an dem die 
Mehrwertsteuer geschuldet oder entrichtet wurde, und in 
der niederländischen Fassung auf den Ort der Erbringung 
der Leistung. Durch die Richtlinie 95/7/EG des Rates vom 
10. April 1995 zur Änderung der Richtlinie 77/388/EWG 
und zur Einführung weiterer Vereinfachungsmaßnahnten im 
Bereich der Mehrwertsteuer — Geltungsbereich bestimmter 
Steuerbefreiungen und praktische Einzelheiten ihrer Durch­
führung (ABI. L 102, S. 18), die am 1. Januar 1996 in Kraft 
getreten ist, sind seitdem alle Sprachfassungen entsprechend 
der deutschen Fassung vereinheitlicht worden. Die englische 
Fassung des Artikels 17 Absatz 2 Buchstabe a lautet jetzt: 
,value added tax due or paid within the territory of the 
country in respect of goods or services supplied or to be 
supplied to him by another taxable person' (Hervorhebung 
hinzugefügt). 
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1993, das 1995 anwendbar war, kann das 
Bundesministerium der Finanzen zur Siche­
rung des Steueranspruchs bestimmen, dass 
derjenige, an den die Waren oder Dienst­
leistungen von einem im Ausland Ansässi­
gen geliefert bzw. erbracht werden, die 
Umsatzsteuer auf diese Umsätze zu entrich­
ten hat. In den Durchführungsbestimmun­
gen können weitere Bedingungen, insbeson­
dere hinsichtlich der Art und Weise der 
Berechnung und der Zahlung der Steuer, 
festgelegt werden. 

19. Die §§ 51 ff. der Umsatzsteuer-Durch­
führungsverordnung (im Folgenden: 
UStDV) 1993 sehen demgemäß ein Ein­
behaltungsverfahren vor. 

20. Nach § 51 UStDV hat der Empfänger 
von Werklieferungen und sonstigen Leis­
tungen eines im Ausland ansässigen Unter­
nehmens die entsprechende Umsatzsteuer 
einzubehalten und an das zuständige Fi­
nanzamt abzuführen, selbst wenn ungelöste 
Zweifel darüber bestehen, ob der Leistungs­
erbringer tatsächlich im Ausland ansässig 
ist. 

21. § 52 sieht einige Ausnahmen von 
diesen Verpflichtungen vor. In § 52 Ab­
satz 2 ist die so genannte „Nullregelung" 

enthalten, ein System, bei dem der Leis­
tungsempfänger nicht verpflichtet ist, Steu­
ern einzubehalten und abzuführen, wenn 
der im Ausland ansässige Leistungserbrin­
ger keine Rechnung mit gesondertem Aus­
weis der Steuer erteilt hat und der Leis­
tungsempfänger im Falle des gesonderten 
Ausweises der Steuer den Vorsteuerabzug 
hinsichtlich dieser Steuer voll in Anspruch 
nehmen könnte. In derartigen Fällen muss 
der Leistungsempfänger anscheinend nur 
den vollen Betrag der geschuldeten Umsatz­
steuer entrichten, anstatt die Vorsteuer auf 
diese Leistungen vorzuschießen und sie 
anschließend abzuziehen. 

22. Auf Einwände der Kommission, dass 
dieses Einbehaltungsverfahren nicht völlig 
mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sei, 
wurde es jedoch mit Wirkung ab dem 
1. Januar 2002 abgeschafft. 

Ausgangsverfahren und Vorlagefragen 

23. Gerhard Bockemühl betreibt in 
Deutschland ein Bauunternehmen, das 
u. a. im Hochbau, Brücken- und Tunnelbau 
tätig ist. 1995 wurden für das Unternehmen 
einige Arbeiten von Arbeitern der Firma 
Jaylink Bau Ltd Building Contractors ver-

I - 3312 



BOCKEMÜHL 

richtet. Diese Firma unterhielt eine Kon­
taktadresse in den Niederlanden. Das vor­
legende Gericht bemerkt, dass ein Offshore-
Unternehmen mit dem Namen Jaylink 
Building Contractors in England mit Sitz 
bei einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in 
Mayfair, London, eingetragen sei. 

24. Die erbrachten Dienstleistungen wur­
den von Jaylink Bau Ltd Building Contrac­
tors in Rechnung gestellt. Die Rechnungen 
wiesen eine englische Umsatzsteuer-Identi­
fikationsnummer und die Angaben zu 
einem deutschen Bankkonto aus. Es wurde 
jedoch kein Umsatzsteuerbetrag genannt. In 
den Rechnungen hieß es lediglich „Nullre­
gelung Par. 52 UStDV vereinbart". Die 
Rechnungen gaben zunächst die vorstehend 
genannte Adresse in Mayfair und später 
eine andere Adresse in London an. 

25. Nach einer Betriebsprüfung erließ das 
Finanzamt Gummersbach gegen Herrn 
Bockemühl einen Steuerbescheid über die 
Umsatzsteuer auf die an ihn erbrachten 
Dienstleistungen. Das Finanzamt wies dar­
auf hin, dass die Rechnungen den Steuer­
betrag nicht auswiesen. Auch der Name 
und die Adresse des Unternehmens, das die 
Rechnungen ausgestellt habe, seien nicht 
korrekt, so dass nicht festgestellt werden 
könne, ob das Unternehmen, das die Rech­
nungen ausgestellt habe, dasselbe sei wie 
das, das die Leistungen erbracht habe. 

Nach Ansicht des Finanzamts wurden diese 
Dienstleistungen von einem dritten, unbe­
kannten, außerhalb von Deutschland an­
sässigen Unternehmen erbracht. Außerdem 
seien die erbrachten Leistungen unzutref­
fend bezeichnet worden (Gewerke statt 
Gestellung von Personal). Herr Bockemühl, 
der Empfänger der Leistungen, schulde 
daher Umsatzsteuer in Höhe von 
17 219,17 DM auf diese steuerbaren Um­
sätze. 

26. Nach erfolglosem Einspruch erhob 
Herr Bockemühl Klage vor dem zuständi­
gen Finanzgericht, das zu seinen Gunsten 
entschied. Dieses Gericht hatte keine „ver­
nünftigen Zweifel daran, dass die Identität 
zwischen Rechnungsaussteller und leisten­
dem Unternehmer gegeben ist". Das Fi­
nanzamt ersucht um Überprüfung dieser 
Entscheidung durch den Bundesfinanzhof, 
das vorlegende Gericht. 

27. Das Finanzamt macht geltend, dass 
Herr Bockemühl die auf die an ihn erbrach­
ten Leistungen anfallende Steuer im Zweifel 
hätte einbehalten müssen. Außerdem wäre 
er, selbst wenn die Rechnung die Steuer 
getrennt ausgewiesen hätte, nicht berechtigt 
gewesen, diese abzuziehen, da derjenige, der 
die Leistungen in Rechnung gestellt — oder 
tatsächlich erbracht — habe, nicht ein-
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deutig identifizierbar sei. § 52 Absatz 2 
UStDV sei daher nicht anwendbar. Der 
Kläger hafte daher als Empfänger der 
Leistungen für die Steuer. 

28. Der Bundesfinanzhof weist darauf hin, 
dass es nach seiner Rechtsprechung auch im 
Verfahren nach § 52 Absatz 2 einer 
Rechnung bedürfe. Diese Rechnung müsse 
ferner von dem Erbringer der Leistung 
ausgestellt sein und die Leistung so bezeich­
nen, dass der steuerbare Umsatz genau 
bestimmbar und leicht nachprüfbar sei. 

29. Der Bundesfinanzhof hat jedoch Zwei­
fel hinsichtlich der Auslegung der Anforde­
rungen der Richtlinie an die Rechnungs­
stellung in einem Fall wie dem vorliegen­
den. Er hat daher das Verfahren ausgesetzt 
und dem Gerichtshof die folgenden Fragen 
zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Muss der Empfänger von Dienstleis­
tungen, der gemäß Artikel 21 Num­
mer 1 der Richtlinie 77/388/EWG 
Steuerschuldner und als solcher in 
Anspruch genommen worden ist, um 
das Recht auf Vorsteuerabzug ausüben 

zu können, gemäß Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a der Richtlinie 77/388/ 
EWG eine nach Artikel 22 Absatz 3 
der Richtlinie 77/388/EWG ausge­
stellte Rechnung besitzen? 

2. Falls dies zutrifft: Welche Angaben 
muss die Rechnung enthalten? Ist es 
schädlich, wenn statt der Gestellung 
von Personal die mit Hilfe dieses 
Personals erstellten Gewerke als Leis­
tungsgegenstand bezeichnet werden? 

3. Welche Rechtsfolgen hätten nicht be­
hebbare Zweifel daran, dass der Rech­
nungsaussteller die berechnete 
Leistung erbracht hat? 

30. Die deutsche Regierung und die Kom­
mission haben schriftliche Erklärungen ein­
gereicht. Das Finanzamt, Herr Bockemühl, 
die deutsche Regierung und die Kommis­
sion haben außerdem eine Frage des Ge­
richtshofes danach, ob die Mitgliedstaaten 
nach den Artikeln 18 Absatz 1 Buchstabe d 
und 22 Absatz 3 Buchstabe c der Richtlinie 
ermächtigt sind, Ausnahmen von den An-

I - 3314 



BOCKEMÜHL 

forderungen der Artikel 18 Absatz 1 Buch­
stabe a und 22 Absatz 3 Buchstabe b der 
Richtlinie zuzulassen, schriftlich beantwor­
tet. In der mündlichen Verhandlung haben 
sich das Finanzamt, Herr Bockemühl und 
die Kommission geäußert. 

Würdigung 

Einleitende Bemerkungen 

31. Erstens war mit den §§ 51 ff. UStDV 
anscheinend die Umsetzung von Bestim­
mungen der Richtlinie beabsichtigt. 

32. Der Bundesfinanzhof räumt jedoch ein, 
dass diese nationalen Vorschriften nicht 
völlig mit dem Gemeinschaftsrecht verein­
bar gewesen und deswegen aufgehoben 
worden seien. Das vorlegende Gericht ist 
trotzdem der Ansicht, die Regel, dass der 
Leistungsempfänger der Steuerschuldner 
sei, und das System der „Nullregelung" in 

§ 52 Absatz 2 UStDV seien auf den 
Sachverhalt des Ausgangsverfahrens inso­
weit anwendbar, als der Leistungsempfän­
ger, wie in Artikel 21 der Richtlinie vorge­
sehen, die Mehrwertsteuer schulde und vom 
Recht auf Vorsteuerabzug Gebrauch ma­
chen könne, wie es die Richtlinie bestimme. 

33. Es ist zu betonen, dass es bei den 
Fragen im vorliegenden Fall um die Aus­
legung der Richtlinie geht und nicht darum, 
ob die §§ 51 ff. UStDV mit dieser vereinbar 
sind. 

34. Es ist jedoch anerkannt, dass nationale 
Gerichte in einem durch eine Richtlinie 
geregelten Bereich das nationale Recht — 
gleich, ob es sich um vor oder nach dieser 
Richtlinie erlassene Vorschriften handelt — 
so weit wie möglich nach dem Wortlaut 
und Zweck dieser Richtlinie auszulegen 
haben, um das damit verfolgte Ziel zu 
erreichen 10. Es ist daher Sache des vorle­
genden Gerichts, festzustellen, inwieweit die 
fraglichen nationalen Vorschriften so aus­
gelegt werden können, dass sie mit der 
Richtlinie vereinbar und damit im vorlie­
genden Fall anwendbar sind. 

10— Vgl. u. a. Urteil vom 13. November 1990 in der Rechts­
sache C-106/89 (Marleasing, Slg. 1990. I-4135, Randnr. 8) 
und Urteil vom 14. Juli 1994 in der Rechtssache C-91/92 
(Faccini Dori, Sig. 1994, I-3325, Randnr. 26). 
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35. Zweitens ist es hilfreich, sich vor der 
Prüfung der Fragen selbst einen schemati­
schen Überblick über die Art und Weise zu 
verschaffen, in der die vorstehend genann­
ten Bestimmungen der Richtlinie bei ihrer 
Anwendung auf den fraglichen Sachverhalt 
zusammenwirken. 

36. In diesem Zusammenhang scheint un­
gewiss zu sein, ob die erbrachten Leistungen 
in Bauleistungen oder in der Gestellung von 
Personal bestanden. Aus dem Vorlagebe­
schluss ergibt sich jedoch, dass diese Unge­
wissheit zumindest für die erste und dritte 
Frage sowie für Teile der zweiten Frage 
unberücksichtigt bleiben kann. Geht es also 
um Bauleistungen, ist der Ort der Dienst­
leistung nach Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe 
a der des betroffenen Grundstücks; geht es 
um die Gestellung von Personal, ist der Ort 
der Dienstleistung nach Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe e der der Niederlassung des 
Empfängers. In beiden Fällen ist das Land 
Deutschland. Ist Artikel 9 Absatz 2 Buch­
stabe e anwendbar, schuldet der Empfänger 
die Mehrwertsteuer nach Artikel 21 Ab­
satz 1 Buchstabe b; fällt die Leistung unter 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a, steht es 
dem Mitgliedstaat frei, den Empfänger nach 
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a zum 
Schuldner zu bestimmen. Aus dem Vorla­

gebeschluss lässt sich schließen, dass 
Deutschland sich für diese Möglichkeit 
entschieden hat, so dass Herr Bockemühl 
in beiden Fällen Steuerschuldner ist. 

37. Herr Bockemühl möchte auch die 
Steuer abziehen und beruft sich dafür auf 
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a. In 
verschiedenen Sprachfassungen der zur 
fraglichen Zeit anwendbaren Fassung der 
Richtlinie schien das Abzugsrecht nach 
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a auf Fälle 
beschränkt gewesen zu sein, in denen der 
Leistungserbringer die Steuer im Staatsge­
biet des Landes schuldete, in dem der 
Abzug geltend gemacht wurde 11. Dabei 
handelte es sich jedoch eindeutig um ein 
Redaktionsversehen, das durch die Richt­
linie 95/7 entsprechend der ursprünglichen 
deutschen Fassung berichtigt wurde, die 
sich einfach auf die im Inland geschuldete 
oder entrichtete Mehrwertsteuer bezieht. 
Außerdem wurden die Widersprüche zwi­
schen den einzelnen Sprachfassungen in 
Fällen, in denen der Leistungserbringer in 
einem anderen Mitgliedstaat ansässig war 
als der die Steuer schuldende Leistungsemp­
fänger, anscheinend nicht als Hindernis bei 
der Ausübung des Rechts auf Vorsteuerab­
zug angesehen 12. Ich teile daher die An­
sicht, gegen die im Laufe des Verfahrens 
keine Einwände vorgebracht wurden, dass 

11 — Vgl. Fußnote 9. 
12 — Vgl. z. B. B. G. M. Terra und J. Kajus, A Guide ¡o the 

European VAT Directives, IBFD, Amsterdam, 1993, Band 
2, Kapitel XI.4. 
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Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a in derar­
tigen Fällen die richtige Rechtsgrundlage 
für Abzüge ist. 

38. Nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 
muss der Leistungsempfänger für die Aus­
übung seines Rechts auf Vorsteuerabzug im 
Sinne von Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a 
eine gemäß Artikel 22 Absatz 3 erstellte 
Rechnung besitzen, d. h., diese muss vom 
Leistungserbringer unter Beachtung be­
stimmter Bedingungen ausgestellt worden 
sein. Ist der Empfänger selbst Steuerschuld­
ner im Sinne von Artikel 21 Absatz 1, muss 
er nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe d für 
die Ausübung des Abzugsrechts die von 
dem Mitgliedstaat vorgeschriebenen Förm­
lichkeiten erfüllen. 

39. Zusammengefasst legt Artikel 9 Ab­
satz 2 den Ort der Dienstleistung (hier: 
Deutschland) fest, und auf dieser Grundlage 
bestimmt Artikel 21 Absatz 1 den Steuer­
schuldner (hier: der Leistungsempfänger). 
In Artikel 17 Absatz 2 ist das Recht des 
Leistungsempfängers auf Vorsteuerabzug 
geregelt, und Artikel 18 Absatz 1 enthält 
Regeln für die Ausübung dieses Rechts. 
Diese Regeln nennen den Besitz einer nach 
Artikel 22 Absatz 3 erstellten Rechnung 

und in Fällen wie dem vorliegenden die 
Erfüllung der von den Mitgliedstaaten 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten. 

40. Drittens ist daran zu erinnern, dass das 
Mehrwertsteuersystem vorbehaltlich aus­
drücklich entgegenstehender Vorschriften 
verlangt, dass ein Steuerpflichtiger, der 
Mehrwertsteuer (Vorsteuer) auf Waren 
oder Dienstleistungen gezahlt hat, die er 
für Zwecke der von ihm zu erbringenden 
besteuerten Leistungen erworben hat, diese 
von der Mehrwertsteuer (geschuldete Steu­
er) abziehen kann, die er für die von ihm 
erbrachten Leistungen an den Fiskus ent­
richten muss, sofern er die Vorsteuerzah­
lung nachweisen kann und alle rechtmäßig 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfüllt 
hat. 

Erste Frage 

41. Mit seiner ersten Frage möchte der 
Bundesfinanzhof wissen, ob ein Empfänger 
von Dienstleistungen, der gemäß Artikel 21 
Absatz 1 der Richtlinie Schuldner der 
Mehrwertsteuer auf diese Leistungen und 
auf Zahlung dieser Steuer in Anspruch 
genommen worden ist, das Recht auf Vor-
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Steuerabzug nach Artikel 18 Absatz 1 Buch­
stabe a nur dann ausüben kann, wenn er 
eine nach Artikel 22 Absatz 3 ausgestellte 
Rechnung besitzt. 

42. Das ist zu bejahen. 

43. Nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a 
der Richtlinie ist ein Steuerpflichtiger be­
rechtigt, von der von ihm geschuldeten 
Steuer die für von einem anderen Steuer­
pflichtigen an ihn erbrachte Leistungen 
entrichtete Mehrwertsteuer abzuziehen, so­
weit diese Leistungen für Zwecke seiner 
besteuerten Umsätze verwendet werden. In 
Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a heißt es 
ausdrücklich und eindeutig: „Um das Recht 
auf Vorsteuerabzug ausüben zu können, 
muss der Steuerpflichtige ... über die nach 
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a abziehbare 
Steuer eine nach Artikel 22 Absatz 3 aus­
gestellte Rechnung besitzen". Dieser Wort­
laut lässt kaum Raum für Zweifel. 

44. Das vorlegende Gericht erkennt in der 
Tat an, dass der Wortlaut recht eindeutig 
ist. Es gibt jedoch zu bedenken, dass, wenn 
der Empfänger der Dienstleistung der Steu­

erschuldner ist, die Rechnung nicht dieselbe 
Bedeutung hat, wie wenn der Dienstleisten­
de die Steuer schuldet. 

45. Ich sehe dies anders. Zwar ist es 
wichtig, bei der Auslegung der Bestimmun­
gen der Richtlinie den Zweck, zu dem sie 
geschaffen wurden, und ihre Stellung im 
Gesamtsystem der Mehrwertsteuer im Auge 
zu behalten, dieser Ansatz führt meiner 
Ansicht nach in der vorliegenden Angele­
genheit jedoch zu keinem anderen Ergebnis 
als dem, das sich schon aus dem Wortlaut 
des Artikels 18 Absatz 1 Buchstabe a ergibt. 

46. Soll Mehrwertsteuer abgezogen wer­
den, muss ein Beweis für deren Entrichtung 
vorliegen. Im Rahmen des Mehrwertsteuer­
systems der Gemeinschaft ist die Rechnung 
ein wichtiges und wahrscheinlich das ein­
deutigste Mittel zur Erbringung dieses 
Beweises. Sie stellt die „Eintrittskarte" für 
das Recht auf Vorsteuerabzug dar 13. Daher 
muss jeder Steuerpflichtige, der zum Vor­
steuerabzug berechtigt ist, Sorgfalt bei der 
Beschaffung und Aufbewahrung der er­
forderlichen Unterlagen walten lassen, um 
zu verhindern, dass sein Anspruch als 
unbegründet abgewiesen wird. Die ord­
nungsgemäße Ausstellung und Aufbewah­
rung von Rechnungen ist auch für die 
Überprüfungen äußerst wichtig, die die 
betreffenden Steuerbehörden zur Gewähr-

13 — Wie es Generalanwalt Slynn in den verbundenen Rechts­
sachen 123/87 und 330/87 (Jeunehomme, Slg. 1988, 4517, 
4534) ausgedrückt hat. 
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leistung der Einhaltung der einschlägigen 
Mehrwertsteuerregelungen durchführen. 

47. Der Umstand, dass im vorliegenden 
Fall der zum Abzug der Mehrwertsteuer 
Berechtigte auch der Steuerschuldner gegen­
über dem Fiskus ist, ändert nichts an dieser 
Wertung. Es gelten dieselben Erwägungen. 
Wie die deutsche Regierung bemerkt, sind 
außerdem das Schulden der Mehrwertsteu­
er und das Recht auf Vorsteuerabzug 
unterschiedliche Angelegenheiten, die unter 
verschiedene Vorschriften fallen. Wenn in 
bestimmten Fällen der Leistungsempfänger 
und nicht der Leistungserbringer der Steuer­
schuldner ist, berührt dies nicht das Er­
fordernis, für die Ausübung des Vorsteuer­
abzugsrechts eine Rechnung zu besitzen. 

48. Dieser Ansatz steht mit anderen Be­
stimmungen der Richtlinie im Einklang. 
Nach Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a wird 
die Steuer vom Leistungsempfänger ge­
schuldet, wenn Gegenstände von einem in 
einem anderen Mitgliedstaat Ansässigen 
geliefert werden, sofern u. a. eine „von 
dem nicht im Inland ansässigen Steuer­
pflichtigen ausgestellte Rechnung" vorliegt, 
die „Artikel 22 Absatz 3 [entspricht]". Und 
nach Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe a ist 
eine Rechnung auch bei Lieferungen von 
Gegenständen erforderlich, die nach 
Artikel 28c Teil A befreit sind. Meiner 
Ansicht nach kann ohne Bedenken ange­
nommen werden, dass das Erfordernis des 
Artikels 22 Absatz 3 Buchstabe a, dass „[j] 
eder Steuerpflichtige ... für die Lieferungen 

von Gegenständen und die Dienstleistun­
gen, die er ... bewirkt, eine Rechnung oder 
ein an deren Stelle tretendes Dokument 
auszustellen [hat]" allgemein anwendbar 
ist. 

49. Ich komme daher zu dem Ergebnis, 
dass ein Empfänger von Dienstleistungen, 
der gleichzeitig Schuldner der Mehrwert­
steuer auf diese Leistungen ist, das Recht 
auf Vorsteuerabzug nach Artikel 18 Ab­
satz 1 Buchstabe a der Sechsten Richtlinie 
nur dann ausüben kann, wenn er eine nach 
Artikel 22 Absatz 3 ausgestellte Rechnung 
besitzt. 

Zweite Frage 

50. Mit seiner zweiten Frage möchte der 
Bundesfinanzhof wissen, was die Rechnung 
enthalten muss. In seiner Begründung fragt 
er im Einzelnen, ob die Rechnung i) den 
Steuerbetrag sowie ii) den Namen und die 
Adresse des Dienstleistenden ausweisen 
muss. Außerdem möchte er erfahren, 
iii) ob der steuerbare Umsatz zutreffend 
beschrieben sein muss, insbesondere ob die 
Angabe der von dem gestellten Personal 
verrichteten Arbeiten statt der Angabe der 
Gestellung von Personal selbst (sofern dies 
die tatsächlich erbrachte Leistung ist) die 
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Tauglichkeit der Rechnung für Mehrwert­
steuerzwecke beeinträchtigt. 

51. Es erscheint mir sinnvoll, die Angabe 
des Steuerbetrags und die Angaben zu den 
anderen beiden Punkten getrennt zu prüfen, 
da Ersterer ausdrücklich in Artikel 22 Ab­
satz 3 Buchstabe b genannt wird, Letztere 
jedoch nicht. 

Steuerbetrag 

52. Nach Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b 
der Sechsten Richtlinie muss die Rechnung 
getrennt „den Preis ohne Steuer und den auf 
die einzelnen Steuersätze entfallenden Steu­
erbetrag sowie gegebenenfalls die Steuer­
befreiung" ausweisen. 

53. Der Bundesfinanzhof hat trotzdem 
Zweifel, ob eine derartige ausdrückliche 
Ausweisung in Fällen wie dem vorliegen­
den, in denen der Leistungsempfänger und 
nicht der Erbringer dem Fiskus gegenüber 
unmittelbar die Steuer schuldet, erforderlich 
ist. In ähnlichem Sinne machen die Kom­
mission und die deutsche Regierung gel­

tend, Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b sei in 
derartigen Fällen so auszulegen, dass es 
ausreiche, wenn auf der Rechnung aus­
drücklich angegeben sei, dass der Empfän­
ger die Steuer schulde, oder auf die Vor­
schrift verwiesen werde, aus der sich dies 
ergebe. Die Kommission schlägt in diesem 
Zusammenhang vor, einen Umsatz mit 
Umkehr der Steuerschuldnerschaft 14 für 
die Zwecke des Artikels 22 Absatz 3 Buch­
stabe b wie eine Befreiung zu behandeln. 

54. Ich stimme dem, zumindest was das 
Ergebnis betrifft, zu. 

55. Erbringt ein in einem Mitgliedstaat 
ansässiger Steuerpflichtiger einem in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässigen Steuer­
pflichtigen eine steuerbare Leistung und 
schuldet Letzterer die Mehrwertsteuer auf 
den Umsatz, so ist klar, dass eine Angabe 
des Betrages ohne Steuer auf der Rechnung 
für das reibungslose Funktionieren des 
Mehrwertsteuersystems unerlässlich ist. In 
der zur fraglichen Zeit anwendbaren Fas­
sung der Richtlinie hatte der Leistungs­
erbringer die Rechnung auszustellen 15. 

14 — Vgl. Fußnote 4. 
15 — In der durch die Richtlinie 2001/115 geänderten Fassung 

(zitiert in Fußnote 8) verlangt Artikel 22 Absatz 3 Buch­
stabe a von dem Dienstleistenden nicht mehr, dass er die 
Rechnung ausstellt, sondern dass er „eine Rechnung 
entweder selbst aus[stellt], oder ... dafür Sorge [trägt], dass 
eine Rechnung von seinem Kunden oder in seinem Namen 
und für seine Rechnung von einem Dritten ausgestellt 
wird". 
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56. Von diesem Leistungserbringer außer­
dem die Ausweisung des geschuldeten 
Steuerbetrags zu verlangen, wirft mindes­
tens zwei Probleme auf. 

57. Erstens würde dadurch grundsätzlich 
der Leistungserbringer zum Steuerschuldner 
im Sinne des Artikels 21 Absatz 1 Buch­
stabe c — ein Ergebnis, das entweder dazu 
führen würde, dass die Steuer zweimal 
erhoben würde oder dazu, dass der gesamte 
Mechanismus der Umkehr der Steuer­
schuldnerschaft zunichte gemacht würde. 
Es steht fest, dass mit Artikel 21 Absatz 1 
Buchstabe c, der in erster Linie dem Schutz 
vor Betrug und Verlusten von Steuerein­
nahmen dient 16 , kein solches Ergebnis 
bezweckt wurde, die Vorschrift ist vielmehr 
eindeutig und enthält keine Ausnahmen. 

58. Zweitens würde es auf einer mehr 
praktischen Ebene bedeuten, dass der Leis­
tungserbringer mit den unterschiedlichen 
Regeln über Mehrwertsteuersätze in jedem 
Mitgliedstaat, in dem er Dienstleistungen 
erbringt, völlig vertraut sein müsste. Diese 

Anforderung ist zwar keineswegs unerfüll­
bar, ihr kann jedoch der die Steuer in 
seinem eigenen Land schuldende Leistungs­
empfänger um vieles leichter genügen; ab­
gesehen von allen weiteren Erwägungen 
würde die Gefahr mühsam zu berichtigen­
der Fehler stark verringert. 

59. Die offensichtliche Inkohärenz und 
mangelnde Praktikabilität der Regelung in 
dieser Hinsicht mag darauf zurückzuführen 
sein, dass man bei ihrer Schaffung über­
wiegend nicht an grenzüberschreitende Um­
sätze mit Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
gedacht hat. Vor 1993 funktionierte das 
Mehrwertsteuersystem im Wesentlichen in 
jedem Mitgliedstaat unabhängig, und 
grenzüberschreitende Lieferungen von Ge­
genständen waren grundsätzlich im Ur­
sprungsmitgliedstaat befreit (unter Abzug 
der Vorsteuer) und wurden bei der Einfuhr 
in den Bestimmungsmitgliedstaat besteuert. 
Während alle Bestimmungen über Dienst­
leistungen, mit denen wir uns im vorliegen­
den Fall zu befassen haben, im Wesent­
lichen bereits in der Fassung der Richtlinie 
von 1977 enthalten waren, wurde insbe­
sondere Artikel 22 anscheinend nicht für 
grenzüberschreitende, sondern für inner­
staatliche Situationen geschaffen. Er ist mit 
„Pflichten im inneren Anwendungsbereich" 
überschrieben, im Gegensatz zu „Pflichten 
bei der Einfuhr", der Überschrift von 
Artikel 23. Vor 1993 bedeutete Einfuhr 
jedoch „in das Inland", während es jetzt 
heißt „in die Gemeinschaft" 17. Die Verwei­

16 — Vgl. Urteile vom 13. Dezember 1989 in der Rechtssache 
342/87 (Genius Holding, Slg. 1989, 4227), vom 19. Sep­
tember 2000 in der Rechtssache C-454/98 (Schmeink & 
Cofreth, Slg. 2000, I-6973) und insbesondere vom 
15. Oktober 2002 in der Rechtssache C-427/98 (Kommis­
sion/Deutschland, Slg. 2002,I-8315, Randnr. 41). 

17 — Vgl. die Definition von „Einfuhr" in Artikel 7 der 
Richtlinie in den verschiedenen Fassungen. 
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sung auf Artikel 22 Absatz 3 in Artikel 18 
Absatz 1 Buchstabe a scheint ursprünglich 
vor diesem Hintergrund geschaffen worden 
zu sein. Derartige Erwägungen sprechen für 
eine weite Auslegung. 

60. Auf jeden Fall ist offensichtlich — und 
darin bestand Übereinstimmung in der 
mündlichen Verhandlung -, dass die ver­
schiedenen Fassungen der Richtlinie 
schlicht nicht alle wortwörtlich auf Sach­
verhalte wie den des vorliegenden Falles 
angewendet werden können, ohne dass dies 
zu etwas absurden Ergebnissen führen 
würde, etwa, wie ich soeben ausgeführt 
habe, dass die Steuer zweimal erhoben oder 
der Mechanismus der Umkehr der Steuer­
schuldnerschaft ausgehebelt wird. Die eine 
oder andere Bestimmung muss weiter aus­
gelegt werden, und der Gerichtshof muss 
bestimmen, welche Bestimmung dies sein 
muss und wie sie auszulegen ist. 

61. In Bezug auf Artikel 22 Absatz 3 
Buchstabe b ist eines klar: „sowie" kann 
nicht wortwörtlich verstanden werden, 
wenn eine einzelne Leistung in Rechnung 
gestellt wird. Eine Leistung wird entweder 
besteuert, oder sie ist befreit, beides ist nicht 
möglich. Besteht eine Leistung aus verschie­
denen Bestandteilen, von denen einige be­
steuert werden (vielleicht zu verschiedenen 

Sätzen) und einige befreit sind, müssen diese 
einzeln aufgeführt werden, wobei jeder 
Posten nur einer Kategorie angehören kann. 
Viele Rechnungen werden jedoch über eine 
einzelne Leistung ausgestellt. Für solche 
Leistungen und für jeden einzelnen Posten 
einer umfassenden Rechnung ist es unmög­
lich, einen Steuerbetrag „sowie" eine Be­
freiung anzugeben. Artikel 22 Absatz 3 
Buchstabe b ist daher auf jeden Fall so 
auszulegen, dass damit „der Preis ohne 
Steuer zusammen mit dem auf die einzelnen 
Steuersätze entfallenden Steuerbetrag oder 
gegebenenfalls die Steuerbefreiungen" ge­
meint ist. 

62. Die Kommission befürwortet eine der­
artige Auslegung und geht unter den vor­
liegenden Umständen einen Schritt weiter, 
indem sie vorschlägt, die Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft für diesen Zweck 
einer Befreiung gleichzustellen. Sie hat 
klargestellt, dass dieser Vorschlag im We­
sentlichen auf dem Wortlaut der ab 1. Ja­
nuar 2004 anwendbaren Fassung des Arti­
kels 22 Absatz 3 Buchstabe b beruht 18. 

63. Obwohl klar zu sein scheint, dass die 
neue Fassung wesentlich mehr ist als eine 
Erläuterung der alten, halte ich diesen 
Vorschlag auch beim derzeitigen Wortlaut 
nicht für unangebracht. Aus der Sicht des 

18 —Vgl. Nr. 13. 
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Leistungserbringers ist ein Umsatz mit 
Umkehr der Steuerschuldnerschart hinsicht­
lich der Steuerschuld und des Abzugsrechts 
einem nach Artikel 15 der Sechsten Richt­
linie befreiten Ausfuhrumsatz mit Vorsteu­
erabzug oder Erstattung der Vorsteuer nach 
Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe b sehr 
ähnlich — aus der Sicht des Leistungsemp­
fängers ist er einer nach Artikel 2 Nummer 
2 zu besteuernden Einfuhr mit Vorsteuer­
abzug nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe 
b vergleichbar. Ich ziehe daher eine Aus­
legung von Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b 
vor, wonach der Leistungserbringer für 
jeden Posten der Rechnung den Preis ohne 
Steuer und je nachdem entweder den zu 
entrichtenden Steuerbetrag oder die Befrei­
ung oder die Anwendung des Mechanismus 
der Umkehr der Steuerschuldnerschaft an­
zugeben hat. 

64. Es ist richtig, dass durch eine weite 
Auslegung von Artikel 18 Absatz 1 der 
Richtlinie ein ähnliches Ergebnis erzielt 
werden könnte, wenn Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe d (der anwendbar ist, wenn der 
Leistungsempfänger nach Artikel 21 Ab­
satz 1 die Steuer schuldet) als Ausnahme 
statt als Ergänzung zur allgemeinen Re­
gelung des Artikels 18 Absatz 1 Buchstabe a 
verstanden würde, wonach der Besitz einer 
Rechnung im Sinne des Artikels 22 Absatz 3 
Buchstabe b immer dann erforderlich ist, 
wenn das Recht auf Vorsteuerabzug auf 

Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a gestützt 
wird. In diesem Fall wäre es Sache eines 
jeden Mitgliedstaats, die zu erfüllenden 
Förmlichkeiten vorzuschreiben, zu denen 
nicht die Angabe des Steuerbetrags zu 
gehören braucht. 

65. Ich befürworte eine solche Auslegung 
jedoch nicht. Die Mehrwertsteuer ist ein 
Bereich, in dem ein gewisser Grad an 
Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene 
notwendig ist. Da viele Angelegenheiten 
tatsächlich den Mitgliedstaaten überlassen 
bleiben, erschiene es nicht sinnvoll, wenn es 
eine Gemeinschaftsregel für den Abzug der 
„im Inland" geschuldeten oder entrichteten 
Steuer 1 9 und nationale Regeln für im 
Wesentlichen grenzüberschreitende Um­
sätze gäbe. Und wenn Umsätze mit Umkehr 
der Steuerschuldnerschaft ganz vom An­
wendungsbereich von Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a ausgenommen würden, würde 
damit sogar die Gemeinschaftsregel, dass 
der Besitz einer Rechnung erforderlich ist, 
aufgehoben. Wie die Kommission in der 
mündlichen Verhandlung zu Artikel 22 Ab­
satz 3 Buchstabe c vorgetragen hat, geht es 
in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe d mehr 
darum, „wie", als darum, „ob" Angaben zu 
machen sind. 

19—Nach den Artikeln 17 Absatz 2 Buchstabe b und 18 
Absatz 1 Buchstabe b auch in Bezug auf eingeführte 
Gegenstande. 
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66. Ich bin daher der Ansicht, dass Arti­
kel 22 Absatz 3 Buchstabe b in der zur 
maßgeblichen Zeit anwendbaren Fassung 
vom Leistungserbringer verlangt, für jeden 
Rechnungsposten den Preis ohne Steuer 
und je nachdem entweder den zu entrich­
tenden Steuerbetrag oder die Befreiung oder 
die Anwendung des Mechanismus der 
Umkehr der Steuerschuldnerschaft anzuge­
ben, und dass die Rechnung als Beweis für 
das Recht des Leistungsempfängers auf 
Vorsteuerabzug zurückgewiesen werden 
kann, wenn eine dieser Angaben fehlt. 

Name und Anschrift des Leistungserbrin­
gers — Bezeichnung des besteuerten Um­
satzes 

67. Die anwendbare Fassung von Arti­
kel 22 Absatz 3 Buchstabe b verlangt 
jedoch nicht ausdrücklich weitere Angaben, 
außer unter bestimmten Umständen, die im 
vorliegenden Fall jedoch nicht gegeben sind, 
den Umsatzsteuer-Identifikationsnummern 
des Leistungserbringers und des Empfän­
gers sowie bestimmten Angaben bei neuen 
Fahrzeugen. 

68. Die Liste der erforderlichen Angaben 
ist jedoch nicht abschließend. Die Mitglied­
staaten können weitere Angaben auf den 
Rechnungen verlangen. Nach Artikel 22 
Absatz 8 können die Mitgliedstaaten wei­
tere Pflichten vorsehen, die sie als erforder­
lich erachten, um eine genaue Erhebung der 

Steuer sicherzustellen und Steuerhinterzie­
hungen zu vermeiden, sofern keine Diskri­
minierung zwischen im Inland und inner­
halb der Gemeinschaft bewirkten Umsätzen 
vorliegt und mit dem Grenzübertritt keine 
Förmlichkeiten verbunden sind. In der 
Begründung zum Vorschlag der Kommis­
sion für die Sechste Richtlinie 20 heißt es, 
dass es (zu jenem Zeitpunkt) nicht erforder­
lich schien, die mannigfachen nationalen 
Vorschriften über die Modalitäten der 
Rechnungsausstellung zu vereinheitlichen, 
und in der ersten Begründungserwägung 
der Richtlinie 2001/115 wird bestätigt, dass 
„Artikel 22 Absatz 3 [zurzeit] an die 
Rechnungstellung nur relativ wenige An­
forderungen [stellt] und die Mitgliedstaaten 
... die wichtigsten Pflichten selbst fest 
[legen]". 

69. Die Richtlinie 2001/115 harmonisiert 
dagegen jetzt vollständig den Inhalt der 
Rechnung für Mehrwertsteuerzwecke mit 
Wirkung ab dem 1. Januar 2004. Die Liste 
der erforderlichen Angaben im Sinne des 
Artikels 22 Absatz 3 Buchstabe b ist 
wesentlich erweitert worden und umfasst 
u. a. „den vollständigen Namen und die 
vollständige Anschrift des Steuerpflichtigen 
und seines Kunden" sowie „den Umfang 

20 — Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 11/73, 
S. 23; der heutige Artikel 22 war im ursprünglichen 
Vorschlag Artikel 23. 
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und die Art der erbrachten Dienstleistun­
gen". Außerdem dürfen nur diese Angaben 
verlangt werden. Damit ist es den Mit­
gliedstaaten nunmehr verwehrt, für Mehr­
wertsteuerzwecke weitere Angaben vorzu­
schreiben 21. 

70. Daher befinden sich unter den Anga­
ben, die eine Rechnung nach der zur maß­
gebenden Zeit anwendbaren Fassung der 
Richtlinie enthalten muss, weder der Name 
und die Anschrift des Leistungserbringers 
noch die Bezeichnung des besteuerten Um­
satzes. Die Mitgliedstaaten können jedoch 
die Aufführung dieser und/oder anderer 
Angaben verlangen. Ihr Ermessen in dieser 
Hinsicht unterliegt dabei nur bestimmten 
Vorschriften über den freien Handel, zu­
sätzliche Anforderungen sollten jedoch 
selbstverständlich im Interesse der Rechts­
sicherheit vor der Anwendung auf einzelne 
Fälle ordnungsgemäß bekannt gemacht 
werden. 

71. Die Bedeutung von Angaben wie den 
zu prüfenden und ihr Beitrag zum reibungs­
losen Funktionieren des Mehrwertsteuer­
systems, insbesondere um eine genaue Er­
hebung der Steuer sicherzustellen und 
Steuerhinterziehungen zu vermeiden, sind 
offensichtlich und durch ihre Aufnahme in 
die Liste zwingender Angaben nach der 
Änderung durch die Richtlinie 2001/115 

bestätigt worden — falls eine Bestätigung 
nötig gewesen sein sollte 22. 

72. Es kann nützlich sein, die ausdrück­
liche Angabe des Namens und der Anschrift 
des Leistungserbringers und in der Tat des 
Empfängers auch dann zu verlangen, wenn 
die Rechnung schon dessen Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer enthält. Es sorgt 
zusätzlich für Klarheit, und sollte z. B. ein 
Schreibfehler bei der Umsatzsteuer-Identifi­
kationsnummer vorliegen, so kann es bei 
der Klärung von Unsicherheiten über die 
Identität der Steuerpflichtigen helfen. 

73. Die Bezeichnung des besteuerten Um­
satzes hat eindeutig große praktische Be­
deutung für die Bestimmung der anzuwen­
denden Vorschriften. Es ist offensichtlich, 
dass der besteuerte Umsatz, wenn er ge­
nannt wird, korrekt im Einklang mit den 
Kategorien der Richtlinie bezeichnet wer­
den muss, da eine andere Einstufung zur 
Anwendung anderer Bestimmungen der 
Richtlinie und möglicherweise anderen 
Steuersätzen führen kann. In dieser Hin­
sicht unzutreffende Bezeichnungen können 
die Anwendung der Richtlinie beeinträchti­
gen und den Wettbewerb verzerren. 

21 — Vgl. auch den zweiten Unterabsarz von Artikel 22 Absatz 8, 
der mit der Richtlinie 2001/115 angefügt wurde (zitiert in 
Nr. 15). 

22 — Dass sie bisher darin fehlten, mag auf der Annahme 
beruhen, dass jede kaufmannische Rechnung zwangslaufig 
den Leistungserbringer und die Leistung bezeichnen muss, 
um im normalen Handel von praktischem Nutzen zu sein. 
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74. Im vorliegenden Fall waren auf der 
Rechnung die verrichteten Bauarbeiten ge­
nannt, das Finanzamt ist jedoch der An­
sicht, dass die Gestellung von Personal zur 
Ausführung dieser Arbeiten hätte angege­
ben werden müssen. Wenn die Beschrei­
bung der in Rechnung gestellten Leistungen 
unzutreffend ist und so zu einer unrichtigen 
Anwendung der Mehrwertsteuer führt, 
kann die Rechnung meiner Meinung nach 
zu Recht nach den von dem Mitgliedstaat in 
dieser Hinsicht erlassenen Regeln als für 
Mehrwertsteuerzwecke untauglich angese­
hen werden. Es scheint jedoch so, als hätte 
das Finanzamt in Herrn Bockemühls Fall in 
erster Linie aus Bedenken wegen möglicher 
Umgehungen von nationalen arbeitsrechtli­
chen und sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften gehandelt. Obwohl derartige 
Bedenken natürlich sehr wichtig sind, sind 
sie im Verhältnis zu den Mehrwertsteuer­
regeln sachfremd und dürfen meiner An­
sicht nach für die Entscheidung im vor­
liegenden Fall nicht berücksichtigt werden. 

75. Ich bin trotzdem der Meinung, dass die 
Mitgliedstaaten nach der anwendbaren 
Fassung der Sechsten Richtlinie von den 
Leistungserbringern verlangen können, auf 
jeder für Mehrwertsteuerzwecke genutzten 
Rechnung ihren Namen und ihre Anschrift 
anzugeben und die Art der Leistung genau 
zu bezeichnen, und somit einem Leistungs­
empfänger das Recht auf Vorsteuerabzug 

verweigern können, wenn diese Angaben 
fehlen oder inhaltlich unzutreffend sind. 

76. Im Urteil Jeunehomme 23 hat der Ge­
richtshof klargestellt, dass, „was die Aus­
übung des Rechts zum Vorsteuerabzug ... 
betrifft — die Richtlinie sich darauf be­
schränkt, eine Rechnung zu fordern, die 
bestimmte Angaben enthält. Die Mitglied­
staaten sind befugt, zusätzliche Angaben zu 
verlangen, um die genaue Erhebung der 
Mehrwertsteuer und ihre Überprüfung 
durch die Finanzverwaltung zu sichern" 24. 

77. Er hat jedoch auch gewarnt: „Die 
Ausübung des Rechts zum Vorsteuerabzug 
darf ... nur insoweit davon abhängig ge­
macht werden, dass die Rechnung über die 
in Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b der 
Richtlinie geforderten Angaben hinaus 
noch weitere Angaben enthält, als dies 
erforderlich ist, um die Erhebung der Mehr­
wertsteuer und ihre Überprüfung durch die 
Finanzverwaltung zu sichern. Außerdem 
dürfen solche Angaben nicht durch ihre 
Zahl oder ihre technische Kompliziertheit 
die Ausübung des Rechts zum Vorsteuer­
abzug praktisch unmöglich machen oder 
übermäßig erschweren." 25 Meiner Ansicht 
nach ist bei grundlegenden Angaben wie 
dem Namen und der Anschrift des Leis-

23 — Angeführt in Fußnote 13. 
24 — Randnr. 16 des Urteils. 
25 — Randnr. 17 des Urteils. 
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tungserbringers sowie der (zutreffenden) 
Bezeichnung des besteuerten Umsatzes 
keine solche Erschwernis gegeben. 

Dritte Frage 

78. In der dritten Frage geht es um die 
Rechtsfolgen von Schwierigkeiten bei der 
Feststellung, dass der Rechnungsaussteller 
dieselbe Person wie der Erbringer der 
besteuerten Leistung ist; aus dem Vorlage­
beschluss ergibt sich, dass das nationale 
Gericht insbesondere wissen möchte, ob die 
Beweislast dem Kläger oder dem Finanzamt 
obliegt. 

79. In der Richtlinie wird das Thema des 
Beweises des Vorsteuerabzugsrechts durch 
den Steuerpflichtigen zwar nicht ausdrück­
lich behandelt, ich schließe mich jedoch 
Deutschland und der Kommission darin an, 
dass auch die Antwort zu diesem Punkt in 
Artikel 22 Absatz 8 zu finden ist. 

80. Nach dieser Bestimmung können die 
Mitgliedstaaten weitere Pflichten vorsehen, 

die sie als erforderlich erachten, um eine 
genaue Erhebung der Steuer sicherzustellen 
und Steuerhinterziehungen zu vermeiden. 
Eine ordentliche Bezeichnung des Leis­
tungserbringers ist in diesem Zusammen­
hang in der Tat ein nützlicher Bestandteil. 
Daraus ergibt sich, dass die Mitgliedstaaten 
beim gegenwärtigen Stand der Richtlinie 
tatsächlich in Fällen, in denen Zweifel 
bestehen oder Steuerhinterziehungen ver­
mutet werden, den Nachweis verlangen 
können, dass der Rechnungsaussteller und 
der Erbringer der Dienstleistung ein und 
dieselbe Person sind 26. Da keine Gemein­
schaftsbestimmungen vorliegen, sind die 
Verfahrensregeln für die Führung dieses 
Beweises ebenfalls Sache der Mitgliedstaa­
ten. 

81. Wie der Gerichtshof jedoch im Urteil 
Jeunehomme 27 entschieden hat, dürfen die 
einem Steuerpflichtigen, der sich auf das 
Recht zum Vorsteuerabzug beruft, aufer­
legten Verpflichtungen die Ausübung dieses 
Rechts nicht praktisch unmöglich machen 
oder übermäßig erschweren. Meiner Mei­
nung nach muss dies unabhängig davon 
gelten, ob diese Verpflichtungen inhaltlicher 
oder verfahrenstechnischer Art sind. Es ist 
daher Sache des nationalen Gerichts, im 
Einklang mit diesem Erfordernis seine 
eigenen Beweisregeln anzuwenden. 

26 — Vgl. auch Urteil vom 5. Dezember 1996 in der Rechtssache 
C-85/95 (Reisdorf, Slg. 1996, I-6257, Randnr. 29). Es ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass ab 1. Januar 2004 
ausdrücklich bestimmt ist, dass der Erbringer der Leistung 
und der Rechnungsaussteller nicht ein unddieselbe Person 
sein müssen (vgl. Fußnote 15). 

27 — Zitiert in Nr. 77. 
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Ergebnis 

82. Ich schlage daher dem Gerichtshof vor, die vom Bundesfinanzhof vorgelegten 
Fragen wie folgt zu beantworten: 

1. Ein Empfänger von Dienstleistungen, der gleichzeitig Schuldner der Mehr­
wertsteuer auf diese Leistungen und als solcher in Anspruch genommen 
worden ist, kann das Recht auf Vorsteuerabzug nach Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe a der Sechsten Richtlinie 77/388 des Rates nur dann ausüben, 
wenn er eine nach Artikel 22 Absatz 3 ausgestellte Rechnung besitzt. 

2. In der vor dem 1. Januar 2004 anwendbaren Fassung dieser Richtlinie 
verlangt Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b von dem Leistungserbringer, für 
jeden Rechnungsposten den Preis ohne Steuer und je nachdem entweder den 
zu entrichtenden Steuerbetrag oder die Befreiung oder die Anwendung des 
Mechanismus der Umkehr der Steuerschuldnerschaft anzugeben; wenn eine 
dieser Angaben fehlt, kann die Rechnung als Beweis für das Recht des 
Leistungsempfängers auf Vorsteuerabzug zurückgewiesen werden. Nach 
Artikel 22 Absatz 8 können die Mitgliedstaaten von den Leistungserbringern 
verlangen, auf jeder für Mehrwertsteuerzwecke genutzten Rechnung ihren 
Namen und ihre Anschrift anzugeben und die Art der Leistung genau zu 
bezeichnen, und somit einem Leistungsempfänger das Recht auf Vorsteuer­
abzug verweigern, wenn diese Angaben fehlen oder inhaltlich falsch sind. 

3. Es ist Sache der Mitgliedstaaten, die Rechtsfolgen von Schwierigkeiten bei der 
Feststellung, dass der Rechnungsaussteller auch der Erbringer der steuerbaren 
Leistung ist, festzulegen, sofern die Ausübung des Rechts zum Vorsteuerabzug 
nicht praktisch unmöglich gemacht oder übermäßig erschwert wird. 
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